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1. Allgemeines

Mit diesen Regelungen sollen

. Standards gesetzt werden für eine effektive und effiziente Aufgabenerledigung
¡ Freiräume für die Gestaltung innerhalb der Bereiche eröffnet werden
o Leistungserwartungen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter transparent gemacht

werden.

Es erfolgen daher weitgehend grundsätzliche Regelungen, die durch Festlegungen in den

Bereichén und Teams ergänzt werden sollen und den Entwicklungen und Erfahrungen
entsprechend laufend angepasst werden müssen.

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird grundsätzlich auf die gleichzeitige Verwendung der

männlichen und weiblichen Personenbezeichnung vezichtet. Die Verwendung der männlichen
Form bedeutet keine Herabsetzung des weiblichen Geschlechts, sondern schließt die weibliche

Form mit ein.
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2. Delegierung von Befugnissen Dienstgebraucfi
Gem. haben der Leiter der Dienststelle und der
Beauftragte für den Haushalt uneingeschränkte Feststellungs- und Anordnungsbefugnis. Diese
Befugnisse können durch den Beauftragten für den Haushalt (BfdH) auf andere Mitarbeiter für
deren Verantwortu ng sbereich ü bertragen werden.

lm Rahmen dieser Delegationsmöglichkeit wird
geeigneten Beschäftigten, die eine Tätigkeit ausüben, die mindestens der Tátigkeitsebene Vl
zugeordnet ist, die Anordnungsbefugnis,
geeigneten Beschäftigten, die eine Tätigkeit ausüben, die mindestens der Tätigkeitsebene Vl
zugeordnet ist, die Befugnis zur Feststellung der sachlichen Richtigkeit

jeweils für den ihnen übertragenen Aufgabenbereich übertragen.

Jeder Mitarbeiter hat in eigener Verantwortung zu prüfen, ob er über die für den Einzelfall
erforderlichen Befugnisse verfügt. Dabei sind insbesondere auch die Vorschriften des Zweiten
und Dritten Sozialgesetzbuches (SGB ll und SGB lll) und die hierzu ergangenen
Ergänzungsregelungen (Haushalts- bzw. Kassenbestimmungen) zu beachten. Die einschlägigen
Regelungen zur Beteiligung des BfdH an Maß4ahmen von finanzieller Bedeutung bleiben
unberührt.

Es wird in diesem Zusammenhang ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine abschließende
Aufzählung aller Bearbeitungsvorgänge nicht möglich ist und diese Regelungen gleichfalls für
analoge Vorgänge gelten. Darüber hinaus besteht im Rahmen des Entscheidungsvorbehalts die
Möglichkeit, dass Führungskräfte Befugnisse ausüben, die regulär von Mitarbeitern vollzogen
werden könnten.

Sobald einem Mitarbeiter ein Dienstposten vorübergehend, vertretungsweise oder auf Dauer
übertragen wird, gelten die in den Tätigkeits- und Kompetenzprofilen (TuK) unter
KernaufgabenA/era ntwortl ich keit beg rü ndeten Befu g n isse a ls ertei lt. D ie
Dienstpostenübertragung kann im Einzelfall mit Vorbehalten/eingeschränkten Befugnissen
versehen werden.

BeiAbwesenheit (2.8. Urlaub, Erkrankung, Dienstreise) nimmt der benannte Vertreter die
Aufgaben wahr. lst ein Vertreter nicht bestellt oder ebenfalls abwesend, wird die Befugnis von
der nächsthöheren Führungskraft wahrgenommen.

lm Falle der Abwesenheit des Geschäftsführers wird die Zeichnungsbefugnis von dem
Abwesen h eitsvertreter wah rgenommen.

Der Beauftragte für den Haushalt (BfdH) nimmt die unbeschränkte Anordnungsbefugnis wahr
lm Falle der Abwesenheit des BfdH wird sein Stellvertreter die Funktion,,ln Vertretung"
wahrnehmen.

Die der Geschäftsführung zur abschließenden Zeichnung oder Entscheidung vorzulegenden
Entwürfe sind von den zuständigen Führungskräften (Bereichsleiter, Teamleiter, Sachbearbeiter)
mit zu zeichnen.

Die erteilten Befugnisse entbinden nicht von der allgemeinen Verpflichtung, Sachverhalte oder
Entscheidungen von besonderer Bedeutung, trotz vorhandener Befugnisse, der nächsthöheren
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Führungskraft vozulegen und die in den maßgeblichen Rechts- und Verfahrensvorschriften

enthaltenen Zuständigkeitsregelungen zu beachten.

Befugnisse dürfen nicht in eigener Sache oder in der eines Angehörigen ausgeübt werden. Sie

müssen unparteiisch und unbefangen durchgeführt werden.

3. Begriffsbestimmungen

Entscheid ungsbefug n is

Entscheidungsbefugnis ist die Befugnis, im Rahmen der Fachaufgaben über Anträge auf und

Gewährungen von leistungen, im Rahmen der übrigen Aufgaben über den Erlass sonstiger

Verwaltunglakte und über Nutzung, Lieferungen und Leistungen zu entscheiden sowie über

Rechte zu verfUgèn. Die Entscheidungsbefugnis schließt auch die entsprechende
Zeichnungsbefugnis ein.

Zeichnungsbefugnis

Zeichnungsbefugnis ist die Befugnis, Schriftstücke und Aktenverfügungen zu untezeichnen. Die

beauftragten Mitarbeiter zeichnen mit dem Zusalz,,lm Auftrag".
Wer im ñahmen der Zeichnungsbefugn'is einen Entwurf oder eine Reinschrift abzeichnet,

unterzeichnet oder mitzeichnet, übernimmt damit dem Vorgesetzten gegenüber die

Verantwortung für seine Zuständigkeit sowie für den sachlichen lnhalt des Schriftstückes. Die

Verantwortung erstreckt sich auch darauf, dass alle Stellen, die nach der Geschäftsverteilung
mit zuständig sinO, beteiligt werden und alle Geschäftsgangvermerke beachtet wurden. Bei der

Mitzeichnung erstreckt sich die Verantwortung nur auf den jeweiligen Bereich des

Arbeitsgebietes.

Anordnungsbefugnis

Anordnungsbefugnis gem. DA 12 KEBest ist die Befugnis, Kassenanordnungen zu erteilen. Sie

schließt Oie aetugnis iur Ausübung der sachlichen und rechnerischen Feststellung ein. Jeder

Anordnungsbefugte hat stets in eigener Verantwortung zu prüfen, ob er zur Vollziehung der
jeweiligen Kassenanordnung berechtigt ist.

Auszahlung im 4-Augen-PrinziP

Alle Auszahlungsanordnungen sind mittels ERP-System ausschließlich elektronisch zu erstellen,

es gilt grundsät2lich das ,,4-Augen-Prinzip". Eine erfasste Kassenanordnung muss stets von

einém Ánordnungsbefugten freigegeben werden, bevor sie wirksam werden kann.

Ausnahme ist das,,2-Augen-Prinzip".
Das ,,2-Augen-Prinzip" wurde mit dem Bundesrechnungshof an die Durchführung der

Visaprüfung gekoppelt.

Auszahlung im 2-Augen-PrinziP

Nach DA 13 KEBest können Auszahlungsanordnungen durch befugte Beschäftigte, denen für

diese Zahlungen die Befugnis zur Festslellung der sãchlichen Richtigkeit übertragen worden ist,

in alleiniger Vãrantwortung erstellt und freigegeben werden, sofern diese Möglichkeit in lT-

Verfahren vorgesehen ist.
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Die Befugnisse im 2-Augen-Prinzip sind durch DA 13.2 KEBest gereg
Die Befugnisübertragung wird durch DA 13.3 KEBest normiert.

Visaprüfung

mþ"Hs"ç.t-eJâffi

elt.

Nur Ìtir àòn
Dienstgebrauch

Die Visaprüfung wird durch DA 13.4 bis DA 13.6 KEBest geregelt.
Mindestens 5 % der täglich im ,,2-Augen-Prinzip" erteilten Kassenanordnung werden vor der
Ausführung im ERP-System per Stichprobe zur Visaprüfung ausgewählt. Die Freigabe hat
arbeitstäglich zu erfolgen. Die Üben¡rachung derVisaprüfung erfolgt durch den zuständigen
Teamleiter.

Feststellungsbefu gnis

Die Feststellungsbefugnis gem. DA 11 KEBest ist die Befugnis, auf Kassenanordnungen bzw.
zahlungsbegründenden Unterlagen die sachliche und rechnerische Richtigkeit zu bescheinigen
Die Feststellungsbefugnis teilt sich in die sachliche und die rechnerische Feststellung.

lnhalt und Umfang der sachlichen und rechnerischen Feststellung sind in den DA 8 bis 11
KEBest beschrieben.

Sachliche Feststellung: Sachliche Feststellung umfasst die Befugnis zur Bescheinigung der
tatsächlichen Angaben im Rechnungsbeleg sowie der Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit und
Rechtmäßigkeit der Haushaltsausgaben.

Rechnerische Fesfsfe//ung: Rechnerische Feststellung umfasst die Befugnis, alle im
Rechnungsbeleg vorhandenen Zahlenangaben und die zugrunde liegenden Ansätze der
Berechnung zu bescheinigen.

Postvollmacht

Postvollmacht ist die Ermächtigung, für Posteingänge rechtsverbindliche Unterschriften zu
vollziehen.

4. Umfang und Ubersicht der Befugnisse

Der Umfang der an die Mitarbeiter übertragenen Befugnisse ist aus der Anlage 2 zu
entnehmen. Anlage 2 enthält auch die vom Beauftragten für den Haushalt (BfdH) übertragenen
Befugnisse (Anordnungsbefugnis, Befugnis zur sachlichen und rechnerischen Feststellung).

Die Übersicht zu den Befugnissen in Einzelfällen ist in der Anlage 3 dargestellt.
ln diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass eine abschließende Aufzählung aller
Bearbeitungsvorgänge nicht möglich ist und diese Regelungen gleichfalls für analoge
Bearbeitu ngsfälle gelten.
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5. Schlussbestimmungen und lnkraftsetzung
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Die Führungskräfte sind gehalten, innerhalb ihres Bereiches die Einhaltung der Befugnisse zu

überwacheñ und mindestens einmaljährlich die Regelungen in den Dienstbesprechungen zu

thematisieren. Anträge auf Anderung der Befugnisse und bei den Zuständigkeiten sind dem

Büro der Geschäftsführung mitzuteilen.

Diese Geschäftsanweisung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft'

Peikert
Geschäftsführer

Nur für den
Dienstgebrauch

lage
lage
lage

An
An
An

'l

2
3

Befugnisvorbehalt der Geschäftsführung
Befugnisübertragung
Befugnisse in Einzelfällen
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Anlage 1 zu¡ Geschäftsanweisung 0112011

Befugnisvorbehalte für die Geschäftsführung

mþ"s"e*FJpJêffi

Itlur für doil
Dienstgebrauch

Vorgänge mit Vorbehalt durch den Schlusszeichnungsvermerk GF, Leiter GF-Ebene, BL

Berichte an höhergestellte Dienststellen der BA und der Kommune, soweit sie von
grundsätzlicher oder wesentlicher Bedeutung sind

Zur Veróffentlichung durch die Presse, das Fernsehen oder den Rundfunk bestimmte
Mitteilungen

Geschäftsanweisungen, Verfügungen und Schreiben, die nicht nur der Ausführung bereits
getroffener Entscheidungen dienen und/oder die Einführung wesentlicher Neuerungen regeln

Schreiben an politische Mandatsträger

Schreiben an die Trägerversammlung

Schreiben im Rahmen der Zusammenarbeit mit der Personalvertretung, sofern es sich nicht um
reine lnformation handelt

Beschwerden über das Personal sowie Petitionen und Eingaben

Erteilung von Hausverboten und Einreichung von Strafanzeigen (soweit nicht Abgabe an das
Hauptzollamt betreffend)

Prozessvollmachten, Vertretungsvollmachten, Genehmigung von gerichtlichen Vergleichen

Antworten zu Prüfberichten des BRH sowie der Revision
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An lage 2 zur Geschäftsanweisung 01 1201 1

Befugnisübertragung

nþçenlp"r ffi

Nr-ir ¡,ün rien
Dienstgebraureh

Unterschrift
lm Auftrag

Entscheidungen im
Rahmen der jeweiligen
Fachaufgaben im Einzelfall
sowie
Entscheidungen in
Vertretung des
Geschäftsführers.

Entscheidungen im
Rahmen der ieweiligen
Fachaufgaben im Einzelfall
entsprechend
Ke rn auf g a b en A/e ran two rt-
lichkeiten nach dem jeweils
aktuellen TUK

Entscheidungen im
Rahmen der jeweiligen
Fachaufgaben im Ëinzelfall
entsprechend
Ke rnauf ga benly'e rantwort-
tichkeiten nach dem jeweils
aktuellen TuK

Stellvertretende
Geschäftsführer

Leiter in der
Geschäftsführungs-
ebene

atle Mitarbeiter, denen
für den
entsprechenden
fachlichen Bereich
mindestens
Tätigkeiten nach einem
TuK als
Sachbearbeiter
ubertraqen wurden

Entscheidungen im
Rahmen der jeweiligen
Fachaufgaben im Einzelfall
entsprechend
Kernaufgabenly'erantwort-
lichkeiten nach dem jeweils
aktuellen TuK.

L Sachbearbeiter
SGG
- Widerspruchsbescheide
- Klagen
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Entscheidungen im
Rahmen der ieweiligen
Fachaufgaben im Einzelfall
entsprechend
Ke rnauf g abenAr/erantwort-
lÍchkeiten nach dem jeweils 

,

aktuellen TUK

Anordnungsbe-
fugnis

Stellvertretender
Geschäftsführer

Leiter in der
Geschäftsführungs-
ebene

Bereichsleiter,
Teamleiter

Unbegrenzte
Anordnungsbefugnis

Unbegrenzte
Anordnungsbefugnis

für alle
Zweckbestimmungen des
jeweiligen Bereiches

siehe DA 13.2.1 KEBest
für Kassenanordnungen im
ERP-System im,,2-Augen-
Prinzip" bis 1.000.00 €

alle Mitarbeiter, denen
für den
entsprechenden
fachlichen Bereich
mindestens
Tätigkeiten nach einem
TUK als
Sachbearbeiter
übertragen wurden

für alle
Zweckbestimmungen des
jeweiligen
Aufgabenbereiches

siehe DA 13.2.1 KEBest
für Kassenanordnungen im
ERP-System im,,2-Augen-
Prinzip" bis 1.000,00 €

SB BGF für alle
Zweckbestimmungen des
jeweiligen
Aufgabenbereiches

siehe DA 13.2.1 KEBest
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den
rauch

für Kassenanordnungen im
ERP-System im,,2-Augen-
Prinzip" bis 1.000,00 €

Nur für
LJienstgelfür einfache

Bearbeitungsvorgänge
gem. DA 12.2 KEBest
- nach DA 13.2.1 KEBest
für Kassenanordnungen im
ERP-System im,,2-Augen-
Prinzip" bis 1.000,00 €

Fachassistent
EZ,LB

für einfache
Bearbeitungsvorgänge
gem. DA 12.2KEBest.
- nach DA 13.2.1 KEBest
für Kassenanordnungen im
ERP-System im,,2-Augen-
Prinzip" bis 1.000,00 €

für alle
Kassenanordnungen des
jeweiligen
Aufgabenbereiches

siehe DA I bis 11 KEBest.

alle Mitarbeiter, denen
für den
entsprechenden
fachlichen Bereich
mindestens
Tätigkeiten nach einem
TuK als
Sachbearbeiter
ubertragen wurden

für alle
Kassenanordnungen des
jeweilÍgen
Aufgabenbereiches, sowie
nach teaminterner
Regelung.

siehe DA I bis 11 KEBest

Fachassistent
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